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Richtlinie 
für die Überlassung 

städtischer Einrichtungen 
in der Fassung vom 15. Juli 2010 

1 Geltungsbereich 

1.1 Diese Richtlinie gilt für alle städtischen öffentlichen Einrichtungen, in de-
nen Räume überlassen werden, soweit keine besonderen Regelungen 
(wie z. B. für Schul- und Sporteinrichtungen und Bäder) bestehen. 

1.2 Sie gilt insbesondere für städtische Einrichtungen, die vorwiegend für den 
Übungsbetrieb und für Veranstaltungen von gemeinnützigen oder förde-
rungswürdigen Vereinen und sonstigen Organisationen mit Sitz in Stuttgart 
bestimmt sind (vgl. Anlage 2). Sie sollen dadurch einen konkreten Beitrag 
zur Entwicklung und Verbesserung eines lebendigen Miteinanders im 
Stadtbezirk, beispielsweise durch Verbesserung der Lebensbedingungen 
gesellschaftlicher Gruppen (d. h. Stärkung des Eigenlebens bzw. Ausbau 
sozialer Infrastruktur), leisten. 

1.3 Diese Richtlinie dient ferner der Förderung gesamtstädtischer Belange, 
wie z. B. dem bürgerschaftlichen Engagement oder dem Zusammenleben 
der Generationen. 

1.4 Von der Stadt geförderte Einrichtungen Dritter können im Rahmen von 
Leistungsverträgen und Förderbescheiden zur Anwendung der Richtlinie - 
in der jeweils geltenden Fassung - verpflichtet werden. 

2 Nutzer 

2.1 Die Einrichtungen werden vorzugsweise an Nutzer überlassen, deren Ak-
tivitäten zur Erfüllung des Widmungszwecks beitragen. Im Stadtbezirk an-
sässige Nutzer haben grundsätzlich Vorrang. 

2.2 Unbeschadet Abschnitt 2.1 besteht unter den Nutzern folgende Rangfolge: 
 - Städtische Ämter und Gremien 
 - Organisationen, die die Einrichtung betreiben 
 - Förderungswürdige Nutzer (vgl. Anlage 1) 
 - Sonstige Nutzer (nicht-kommerzielle, private und kommerzielle Nutzun-

gen) 
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2.3 Ein Anspruch auf Überlassung an einem bestimmten Termin oder von be-
stimmten Räumen besteht nicht. Die Überlassungsvereinbarung wird in 
der Regel auf zwei Jahre befristet und kann zeitlich und räumlich begrenzt 
werden. Eine Überlassung an Dritte durch den Nutzer ist nicht gestattet. 

3 Entgelt 

3.1 Entgeltfreiheit besteht für folgende Nutzungen: 
 - den Übungsbetrieb und Veranstaltungen der förderungswürdigen Nutzer 

ohne Eintrittsgeld und Selbstbewirtschaftung 
 - Veranstaltungen der betreibenden Organisationen ohne Eintrittsgeld 
 - Nutzungen (Sitzungen) städtischer Ämter, Eigenbetriebe und Gremien 

mit Bezug zum Stadtbezirk/-teil sowie eigene Nutzungen des Gebäude 
verwaltenden und Gebäude aufsichtführenden Amtes 

3.2 Für nicht entgeltfreie Nutzungen förderungswürdiger und sonstiger Nutzer 
und für Nutzungen der Ämter, Eigenbetriebe und Gremien ohne Bezug 
zum Stadtbezirk/-teil wird ein Entgelt erhoben, dessen Höhe sich nach fol-
gender Einteilung in drei Tarifgruppen richtet: 

 A) Grundmiete für Nutzungen bis zu vier Stunden pro Veranstaltungstag 
 - Tarif I (0,45 EUR/m²) 
 für nicht entgeltfreie Nutzungen der förderungswürdigen Nutzer und für 

Nutzungen (Sitzungen, Schulungen etc. mit rein verwaltungsinternem 
Charakter) der Ämter, Eigenbetriebe und Gremien ohne Bezug zum 
Stadtbezirk/-teil 

 - Tarif II (0,90 EUR/m²) 
 für nicht kommerzielle Nutzungen sonstiger Nutzer 

 - Tarif III (1,35 EUR/m²) 
 für kommerzielle Nutzungen und - soweit zugelassen - für private Nut-

zungen 
 Auf- und Abbauzeiten sowie Proben o. ä. werden grundsätzlich in die 

Nutzungszeiten einbezogen und abgerechnet. 

 B) Grundmiete für Nutzungen über vier Stunden 
 Das Entgelt erhöht sich pro Stunde um ein Viertel des jeweiligen 

Tarifs, jedoch höchstens bis zum Doppelten der Grundmiete. Bei Aus-
stellungen erhöht sich der jeweilige Tarif nur höchstens bis zum Ei-
neinhalbfachen der Grundmiete. 

 C) Zusatzkosten bei starker Verschmutzung 
 Bei einer über das übliche Maß hinausgehenden Verschmutzung ist 

der Betriebsträger/Vermieter berechtigt, die Kosten für zusätzlichen 
Reinigungsaufwand dem Veranstalter/Mieter in Rechnung zu stellen. 
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 Dem Nutzer kann jedoch die Möglichkeit eingeräumt werden, die Rei-
nigung mit eigenem Reinigungsgerät selbst vorzunehmen bzw. ein 
Reinigungsunternehmen seiner Wahl auf eigene Rechnung zu beauf-
tragen. 

3.3 Neben der Grundmiete können eine Miete für die Nutzung verfügbarer Be-
triebseinrichtungen bzw. Kautionen und Kostenersätze (z. B. für Dienst-
leistungen, Personal etc.) nach den Allgemeinen Vertragsbestimmungen 
erhoben werden. 

3.4 Sofern bei nicht entgeltfreien Nutzungen förderungswürdiger Nutzer die 
dafür entstehenden Ausgaben nicht durch Einnahmen (einschl. Spenden 
und Zuschüsse) gedeckt werden, können die Entgelte auf Antrag teilweise 
oder ganz erlassen werden. Der Antrag ist auf dem dazu vorgesehenen 
Vordruck unverzüglich, spätestens jedoch 4 Wochen nach der Veranstal-
tung beim Vermieter bzw. Betreiber einzureichen. Später eingehende An-
träge können grundsätzlich nicht berücksichtigt werden. 

3.5 Aufgrund der am 14. November 2002 vom Gemeinderat beschlossenen 
"Satzung zur Förderung von Veranstaltungen gemeinnütziger Vereine" 
(GRDrs 931/2002, Bekanntmachung im Amtsblatt Nr. 47 vom 
21. November 2002, zuletzt geändert am 27. November 2003, Amtsblatt 
Nr. 51/52 v. 18.12.2003) wird gemeinnützigen Vereinen mit Sitz in Stutt-
gart und in Ausnahmefällen Veranstalter von gemeinnützigen Veranstal-
tungen unter bestimmten Voraussetzungen einmal im Jahr eine Veranstal-
tung in städtischen Räumen kostenfrei (Grundmiet- und Grundnebenkos-
ten) überlassen. Auf die Gewährung dieser Förderung besteht kein 
Rechtsanspruch. Ausgenommen von dieser Förderung sind die von der 
Stadt geförderten Einrichtungen Dritter (vgl. 1.4). 

4 Vertrag 

 Mit dem Nutzer wird ein schriftlicher Vertrag auf der Grundlage der Allge-
meinen Vertragsbestimmungen geschlossen. 

5 Übergangsregelung 

 Für Nutzungen, die bis zum Zeitpunkt des In-Kraft-Tretens der Richtlinie 
schriftlich durch Vertrag vereinbart sind, findet folgende Regelung weiter-
hin Anwendung: 

 - Richtlinie für die Überlassung städtischer Einrichtungen vom 18. März 
2004 (Hinweis: bekannt gemacht im Amtsblatt Nr. 15/16 vom 8. April 
2004) 

6 In-Kraft-Treten 

 Diese Richtlinie tritt am 1. September 2010 in Kraft. 
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